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1 Ausgangssituation  

1.1 Stand des örtlichen Raumordnungsprogramms  

In der Marktgemeinde Tulbing steht derzeit ein  

¶ Örtliches Entwicklungskonzept i.d.F. der 11. Änderung (entspricht der Urfassung; 

Gemeinderatsbeschluss vom 12.12.2022) sowie 

¶ ein Flächenwidmungsplan i.d.F. der 14. Änderung (Gemeinderatsbeschluss vom 

25.03.2024)  

in Rechtskraft. Die Gesamtfassung der Stammverordnung des örtlichen Raumordnungs-

programms wurde zuletzt im Rahmen der 11. Änderung neu festgelegt. 

Im Rahmen der ggst. Änderung des Örtlichen Raumordnungsprogramms ist vor dem Hin-

tergrund veränderter Rahmenbedingungen (geänderte übergeordnete Planungen und Vor-

gaben bzw. Gesetze, politische und gesellschaftliche Herausforderungen, Vorliegen von 

Bedarf, Entwicklungen der Technik, aktuelle Plangrundlagen) vorgesehen beide abzuän-

dern. 

Wesentlich veränderte Rahmenbedingungen, die bislang noch nicht oder nur teilweise im 

Örtlichen Raumordnungsprogramm berücksichtigt wurden und im Zusammenhang mit der 

ggst. Änderung stehen: 

¶ ĂRegionales Raumordnungsprogramm Bezirk Tullnñ (LGBl. Nr. 20/2025, Rechtskraft 

seit 30.01.2025) 

¶ Novellen des ĂN¥ Raumordnungsgesetz 2014 (N¥ ROG 2014)ñ (LGBl. Nr. 38/2026, 

LGBl. Nr. 104/2025) 

¶ ĂNÖ Klima- & Energiefahrplan 2020 bis 2030ñ (Beschluss der Aktualisierung vom 

23.10.2025) & ĂKlima- und Energieprogramm 2026 bis 2030ñ (Beschluss vom 

18.06.2026)  

Allgemeine Ziele im Zusammenhang mit der ggst. Änderung 

¶ Stärkung des Örtlichen Entwicklungskonzepts & Anpassung und Aktualisierung auf 

Basis veränderter Rahmenbedingen und Grundlagen (neuer Stand von kenntlichzu-

machenden Inhalten, ...) 

¶ Anpassung und Aktualisierung des Flächenwidmungsplans auf Basis veränderter 

Rahmenbedingen (Siedlungsgrenzen, veränderte Zielsetzungen des ÖEKs, ...) und 

Grundlagen (DKM, neuer Stand von kenntlichzumachenden Inhalten, ...) 

¶ Überprüfung und Anpassung in Hinblick auf die Zielsetzungen im Zusammenhang 

mit erneuerbaren Energien, insbesondere Photovoltaik 

¶ Absicherung von konsensmäßigen Bestandsgebäuden im Flächenwidmungsplan 

¶ Schaffung von verfügbarem Bauland im Zusammenhang mit konkretem Bedarf 

¶ Anpassung von Baulandgrenzen im Zusammenhang mit veränderten Siedlungs-

grenzen und bestehender Nutzungsstrukturen  

¶ Sicherstellung von Konformität der Planungsinstrumente 

¶ ... 
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1.2 Übersicht über die geplanten Änderungspunkte & weiteren Inhalte  

Verordnungstext des örtlichen Raumordnungsprogramms 

¶ Korrektur von doppelt vergebenen §-Nummern 

¶ Ergänzung von allgemeinen Festlegungen und der Ziele und Maßnahmen des Ört-

lichen Entwicklungskonzept entsprechend der unten angeführten Änderungspunkte 

¶ Löschung des ĂÄ 3 AufschlieÇungszonenñ 

¶ Ergänzung der Erläuterungen im ĂÄ 4 Gr¿nland Freihalteflªchenñ  

Örtliches Entwicklungskonzept 

1. Ergänzende Zielfestlegung zu Photovoltaikanlagen im Grünland gemäß Gemeinde-

ratsbeschluss vom 29.09.2025 in der Verordnung, Gemeindegebiet 

2. Aktualisierung der Kenntlichmachung der Siedlungsgrenzen gemäß RegROP, Ge-

meindegebiet 

3. Ergänzung allgemeiner Festlegung und von Zielen & Maßnahmen zu Straßenräu-

men, Wegbreiten, Siedlungskörpern, Arrondierungen und kleinräumigen Ergänzun-

gen, Gemeindegebiet  

4. Anpassung im Sinne einer Arrondierung der Festlegung S7: ĂErweiterungsgebiet 3: 

Katzelsdorf S¿dostñ (Schottenberg) auf Basis der neuen RegROP Siedlungsgren-

zen, Grst Nr. 225/1, 225/4, 225/5, KG Katzelsdorf im Dorf 

5. Aktualisierung der Kenntlichmachung des Gefahrenzonenplans (Revision 2022), 

Gemeindegebiet 

6. Aktualisierung der FWP-Darstellung auf Basis der ggst. Flächenwidmungsplan-Än-

derung im Rahmen der Erstellung der Plandrucke, Gemeindegebiet  

 

Flächenwidmungsplan 

1. Anpassung des Widmungszusatzes von Freihalteflªchen ĂGfrei-Lñ in ĂGfrei-IGñ und 

Widmung von einer im Flächenwidmungsplan noch nicht enthaltenen Freihalteflä-

che gemäß ÖEK, teilweise inkl. Anpassung an die DKM, KG Katzelsdorf an der Zeil, 

KG Katzelsdorf im Dorf, KG Wilfersdorf, 4 Bereiche entlang des Hauptgraben ent-

lang des Hauptgraben 

2. Kleinflächige Baulanderweiterung auf Basis der Eigentumsverhältnisse und Nut-

zungsstruktur, Grst. Nr. 1264/28, KG Tulbing 

3. Geringfügige Baulanderweiterung-/anpassung auf Basis der Nutzungsstruktur, Grst. 

Nr. 1337, KG Tulbing  

4. ENTFÄLLT 

5. Umlegung von Bauland und Festlegung von Freihalteflächen Grst. Nr. 113/2, 112/3 

und 116/3, KG Katzelsdorf im Dorf 

6. Löschung eines Widmungszusatzes und einer Kenntlichmachung von Wald bzw. 

einer Windschutzanlage, KG Wilfersdorf, im Bereich zwischen Kapellenstraße und 

Akaziengasse 

7. Anpassung bzw. Richtigstellung im Zusammenhang mit der neuen RegROP Sied-

lungsgrenze und konsensmäßigem Baubestand, Grst. Nr. 561/2, KG Wilfersdorf 
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8. Anpassung bzw. Richtigstellung im Zusammenhang mit der neuen RegROP Sied-

lungsgrenze und Nutzungsstrukturen, KG Katzelsdorf an der Zeil, Hintaus der 

Fuchsfeldgasse + Am Hohen Weg 

9. Umwidmung Gfrei in Gfrei-S (Anpassung des Gfrei im Bereich ĂErweiterungsgebiet 

3: Katzelsdorf S¿dostñ (Schottenberg) auf Basis der Anpassung vom ¥EK bzw. 

auf Basis der neuen RegROP Siedlungsgrenzen) 

10. Ebenenwidmung bei Brücken inkl. geringfügige Anpassungen, KG Katzelsdorf im 

Dorf, KG Tulbing, KG Wilfersdorf, diverse Grundstücke entlang vom Altbach, Haupt-

graben oder Jammertalgraben  

11. Umwidmung eines Erhaltenswertes Gebäude im Grünland (Geb) in Bauland und 

kleinräumige Baulanderweiterung im Sinne einer Arrondierung, Grst. Nr. 252/1, 

258/1, 258/2, 258/4, 470, KG Katzelsdorf an der Zeil 

12. Aktualisierung Kenntlichmachung Gasleitung Richtung Königsstetten gemäß EVN 

Trassenauskunft, KG Tulbing 

13. Aktualisierung Kenntlichmachung der öffentlichen Gebäude inkl. Anpassung an die 

DKM, KG Tulbing, Dammgasse, Tullnerstraße 

14. Aktualisierung Kenntlichmachung Siedlungsgrenze des RegROP, Gemeindegebiet 

15. Kenntlichmachung Retentionsfläche, KG Chorherrn 

 

DKM Anpassungen an die DKM 04.2026 (siehe Kapitel 3.2) 

 

1.3 Strategische Umweltprüfung 

Im Zuge des SUP-Screenings wurde festgestellt, dass durch die Änderung des Flächen-

widmungsplans keine wesentlichen negativen Umweltauswirkungen zu erwarten sind und 

auf die Durchführung einer Strategischen Umweltprüfung (SUP) verzichtet werden kann.  

Am 25.06.2026 wurde seitens der RU1 auf Basis der Stellungnahmen der BD1 (24.06.2026) 

und der BD4 (12.06.2026) bekannt gegeben, dass eine strategische Umweltprüfung entfal-

len kann. 
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2 Planungsgrundlagen 

Gemäß den Bestimmungen des § 25 Abs. 4 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. 

3/2015, in der derzeit geltenden Fassung, sind unbeschadet einer allfälligen Verpflichtung 

zur Durchführung einer Strategischen Umweltprüfung jedenfalls die Themen Bevölkerungs-

entwicklung (einschließlich die durch die gegenständliche Änderung induzierte Bevölke-

rungszunahme), Naturgefahren (insbesondere in Hinblick auf unbebautes Bauland und da-

von ableitbaren Handlungsverpflichtungen) und Baulandbedarf (unter Berücksichtigung der 

Baulandreserven und der beobachteten und abschätzbaren Entwicklung im Baubestand) 

aktuell aufzuarbeiten und darzustellen. 

2.1 Bevölkerungsentwicklung 

Das Thema Bevölkerungsentwicklung wurde im Örtlichen Entwicklungskonzept (Stand: De-

zember 2022; Verordnung vom 12.12.2022; Genehmigung vom 29.03.2023) behandelt. 

In der Gemeinde Tulbing war zwischen 1910 und 1951 kriegs- und krisenbedingt ein Be-

völkerungsrückgang von 11,5 % festzustellen. Seit 1961 ist die Bevölkerungszahl kontinu-

ierlich um rd. 152 % angestiegen. Im Jahr 2026 wurden 3.310 Einwohner in Tulbing gezählt. 

Tabelle 1: Bevölkerungsentwicklung der Gemeinde Tulbing 1910 - 2025 

 1910 1951 1961 1971 1981 1991 2001 2011 2021 2026 

Tulbing 1.566 1.386 1.314 1.433 1.755 2.250 2.534 2.896 3.155 3.310 

 

 
Veränderung in % 

2001-2011 2011-2021 2021-2026 2001-2026 

Tulbing + 14,3 + 8,9 + 4,9 + 30,6 

Quelle: STATISTIK AUSTRIA: Eigene Darstellung, Wien, 2026. 
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Abbildung 1: Bevölkerungsentwicklung der Gemeinde Tulbing 1910 - 2025 

 
Quelle: STATISTIK AUSTRIA: Eigene Darstellung, Wien, 2026. 

Betrachtet man die Entwicklung seit dem Jahr 2001 im Detail, so zeigt sich auch in diesen 

Jahren ein starkes Bevölkerungswachstum. In der Dekade 2001-2011 lag dieses bei rd. 

14,3 %. In den folgenden 10 Jahren bis 2021 ist die Zahl der Einwohner um etwa 8,9 % 

gewachsen. In den letzten fünf Jahren (2021 bis 2026) ist die Bevölkerung erneut um rd. 

4,9 % gewachsen. Im gesamten betrachteten Zeitraum von 2001 bis 2026 ist die Gemeinde 

um rd. 30,6 % gewachsen. 

Gemäß des rechtskräftigen ÖEK aus dem Jahr 2022 wurde für die Gemeinde Tulbing lang-

fristig (bis 2035) ein Bevºlkerungswachstum von min. 4.537 Einwohner (Szenario Ăleichtes 

Wachstumñ) bzw. max. 5.552 Einwohner (Szenario Ăstarkes Wachstumñ) - betrachtet wer-

den Haupt- und Nebenwohnsitzer - prognostiziert. Im Jahr 2026 beträgt der Bevölkerungs-

stand der Gemeinde gemäß Statistik Austria 3.310 Personen. 

Die Gemeinde strebt ein Wachstum gemªÇ Szenario Ăleichtes Wachstumñ an. In diesem 

wurde eine durchschnittliche jährliche Bevölkerungszunahme von 31 Einwohnern errech-

net. Bei der Fortschreibung der Bevölkerungszahl von 2021 (entspricht letztaktuellem Be-

rechnungspunkt im ÖEK) bis 2026, würde sich ein Bevölkerungszuwachs von 155 Perso-

nen ergeben. Für das Jahr 2026 ergibt sich somit eine Bevölkerungszahl von 3.310, welche 

sich direkt mit der tatsächlichen Einwohnerzahl der Gemeinde gemäß aktuellem Daten-

stand der Statistik Austria deckt. Das tatsächliche Wachstum der Gemeinde entspricht so-

mit dem prognostizierten und angestrebten Szenario Ăleichtes Wachstumñ des ¥rtlichen 

Entwicklungskonzepts. 

Seit Erstellung des ÖEKs wurden keine aktiven raumordnungsfachlichen Maßnahmen zur 

Schaffung von neuem verfügbarem Bauland gesetzt, die eine Bevölkerungszunahme 
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erwarten lassen würden. Trotz dessen ist ein leichtes Wachstum eingetreten, woraus sich 

auf einen potenziellen Druck auf die bestehenden Flächenressourcen (Wohnbauland) der 

Gemeinde schließen lässt. 

Im Rahmen der ggst. Änderung wird ein zusätzlicher Bauplatz im BW-2WE neu gewidmet. 

Dadurch ergibt sich eine sehr geringe Bevölkerungszunahme in der Gemeinde. Aufgrund 

der Bevölkerungsentwicklung in den letzten 5 Jahren trotzdem weiterhin von einem jährli-

chen durchschnittlichen Bevölkerungswachstum von 31 Einwohnern ausgegangen werden. 

2.2 Naturgefahren 

Das Thema Naturgefahren wurde im Örtlichen Entwicklungskonzept (Stand: Dezember 

2022; Verordnung vom 12.12.2022; Genehmigung vom 29.03.2023) behandelt. 

2.2.1 Hochwasser und Wildbachgefahrenzonen 

Durch das Gemeindegebiet verlaufen aus den Hängen des Wienerwaldes der Rachelbach, 

Halterbach sowie der Koglbach, welche alle in den Hauptgraben (Altbach) münden. Dieser 

verläuft von Westen nach Osten durch das zentrale Gemeindegebiet. Die südöstlichen Teile 

des Gemeindegebietes werden nach Süden entwässert (Groissaubach und Mauerbach). 

Wie im Örtlichen Entwicklungskonzept bereits dargelegt, sind entlang dieser Hochwasser-

ereignisse bekannt. Entsprechend sind entlang der Schwarza Hochwasserabflussgebiete 

(HQ30, HQ100 und HQ300) vorhanden, welche im NÖ-Atlas dargestellt sind. 

Abbildung 2: Hochwasser HQ30 (Gemeindegebiet hervorgehoben) 

 

Quelle: AMT DER NIEDERÖSTERREICHISCHEN LANDESREGIERUNG ONLINE: NÖ Atlas, Juli 2026. 
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Abbildung 3: Hochwasser HQ100 (Gemeindegebiet hervorgehoben) 

 
Quelle: AMT DER NIEDERÖSTERREICHISCHEN LANDESREGIERUNG ONLINE: NÖ Atlas, Juli 2026. 

Abbildung 4: Hochwasser HQ300 (Gemeindegebiet hervorgehoben) 

 

Quelle: AMT DER NIEDERÖSTERREICHISCHEN LANDESREGIERUNG ONLINE: NÖ Atlas, Juli 2026. 
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Gemäß NÖ-Atlas werden im Gemeindegebiet von Tulbing die Wildbacheinzugsgebiete 

(WLV) Altbach, Mauerbach und Hirschgraben verortet. Im Gefahrenzonenplan sind für das 

Gemeindegebiet von Tulbing Gerinne als Wildbäche ausgewiesen (siehe ÖEK). 

Seit der Erstellung des Örtlichen Entwicklungskonzepts im Jahr 2022 liegt ein revisierter 

Gefahrenzonenplan mit einer ministeriellen Genehmigung mit der Zahl: 2023-0.291.534 

vom 12.04.2023 vor. Dieser wurde im Rahmen der 13. Änderung im Flächenwidmungsplan 

kenntlich gemacht. Im Rahmen des ggst. Verfahrens soll der revisierte Gefahrenzonenplan 

in der Plandarstellung des Örtlichen Entwicklungskonzepts ergänzt und somit in diesem 

ebenso aktuell kenntlich gemacht werden. 

Abbildung 5: Überblick Gefahrenzonenplan 1990 (bislang kenntlich gemacht) 

 

Quelle: Land Niederösterreich: NÖ-Atlas, abgefragt Sept 2023. 
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Abbildung 6: Revisierter Gefahrenzonenplan 2022 

 

Quelle: AMT DER NIEDERÖSTERREICHISCHEN LANDESREGIERUNG ONLINE: NÖ Atlas, Juli 2026. 

Im revisierten Gefahrenzonenplan gibt es gegenüber dem bisher kenntlichgemachten Ge-

fahrenzonenplan keine maßgeblichen Veränderungen der gelben und roten Gefahrenzo-

nen. Betreffend dem ÖEK ist festzuhalten, dass sich minimale Änderungen der gelben Ge-

fahrenzone in den Bereichen der festgelegten Gebiete S9 - Umnutzungsgebiet 1: Tulbing 

Ost (KG Katzelsdorf an der Zeil) ï sowie der Potentialfläche S11 ergeben. Die für diese 

Bereiche definierten Voraussetzungen für eine Umwidmung sind hinsichtlich der Revisie-

rung des Gefahrenzonenplans nicht notwendig. 

Seit dem Starkregen- und Hochwasserereignis im September 2024 ist die Gemeinde Tul-

bing gemeinsam mit der WLV an der Prüfung von Schutzmaßnahmen aktiv. Die Prüfung ist 

im Laufen. Weitere Schritte folgen künftig.     

Handlungsverpflichtungen: 

¶ Die von HQ30 oder roten Gefahrenzonen betroffenen zusammenhängenden und 

unbebauten Flächen entlang von Fließgewässern sind gemäß § 15 Abs. 7 NÖ ROG 

i.d.g.F in Grünland-Freihaltefläche-Retentionsfläche zu widmen.  
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¶ Für von Gefährdungen gem. § 15 Abs. 3 Z 1 bis 3 und 5 tatsächlich betroffene als 

Bauland gewidmete und noch nicht bebaute Flächen besteht in Verbindung mit § 25 

Abs. 2 NÖ ROG i.d.g.F ein Rückwidmungsgebot, sofern die Beseitigung dieser Ge-

fährdungen nicht innerhalb einer Frist von 5 Jahren sichergestellt werden kann. 

¶ Auf Basis des § 26 Abs. 2 NÖ ROG i.d.g.F ist für unbebaute Flächen, die als Bau-

land gewidmete und unbebaute Fläche von Gefährdungen gemäß § 15 Abs. 3 Z 1 

bis 4 bedroht sind, eine unbefristete Bausperre zu erlassen. 

Aus raumplanungsfachlicher Sicht und aus Sicht der Gemeinde ist vorgesehen mit entspre-

chenden Schritten die laufende Prüfung von Schutzmaßnahmen abzuwarten.  

Darüber hinaus ist zu erwähnen, dass Grünlandflächen entlang des Hauptgrabens bereits 

als Freihalteflächen gewidmet wurden bzw. ggst. gewidmet werden (siehe auch Kapitel 6.1 

und 6.5). Der Großteil des Siedlungsgebietes entlang des Hauptgrabens und der roten Ge-

fahrenzonen der WLV ist durch zusammenhängende, bebaute Flächen geprägt. Es liegen 

nur vereinzelt Baulandlücken im Bereich des HQ30 oder der roten Zone. 

In nachgereihten Materienverfahren ist jedenfalls zu gewährleisten, dass Überlagerungs-

bereiche mit der roten Gefahrenzone von jeglicher Bebauung freigehalten werden und in 

Überlagerungsbereichen mit der gelben Gefahrenzone Bauvorhaben im Einvernehmen mit 

der Wildbach- und Lawinenverbauung erfolgen und ggf. erforderliche Schutzmaßnahmen 

durchgeführt werden.  

2.2.2 Hangwasser 

In der Hangwasser Gefahrenhinweiskarte des NÖ-Atlas sind einige Tiefenlinien in der Ge-

meinde vorzufinden.  

In der KG Tulbing bestehen mehrere große Fließwege (> 100 ha) aus Fließrichtung Norden 

bzw. aus den südlichen Hängen des Wienerwaldes, welche zum Teil in abgeschwächter 

Form in die Siedlungsgebiete der Ortschaften eintreten. Die meisten Fließwege müden da-

bei in den Hauptgraben (Altbach). Rund um den Tulbingkogel bestehen ebenso kleinere 

Fließwege, wobei diese in Richtung Süden verlaufen und das Siedlungsgebiet nur minimal 

berühren.  
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Abbildung 7:  Hangwasser Gefahrenhinweiskarte (Gemeindegebiet hervorgehoben) 

  
Quelle: AMT DER NIEDERÖSTERREICHISCHEN LANDESREGIERUNG ONLINE: NÖ Atlas, Juli 2026. 

Handlungsverpflichtung auf Basis des NÖ ROG i.d.g.F: Im Rahmen der Änderung des Flä-

chenwidmungsplans ist die Information zu Hangwässern bei den jeweiligen Änderungs-

punkten zu berücksichtigen.  

2.2.3 Rutsch- und Sturzprozesse 

In den Gefahrenhinweiskarten ĂRutschprozesseñ und ĂSturzprozesseñ des Amts der Nie-

derösterreichischen Landesregierung werden potenziell, gefährdete Gebiete dargestellt, in 

denen Gefährdungen durch Rutschungen, Steinschläge und Felsstürze bestehen könnten.  

Die farblich ausgewiesenen Flächen weisen auf eine mittlere bis hohe Wahrscheinlichkeit 

des Auftretens von Gefährdungen hin. Bei gelben Flächen wird der Gemeinde im Falle einer 

Widmung oder Baumaßnahme empfohlen, sich unmittelbar an den geologischen Dienst zu 

wenden, der nach einem Lokalaugenschein darüber befindet, ob genauere Erkundungen 

erforderlich sind. Orange Flächen deuten darauf hin, dass die Wahrscheinlichkeit für eine 

tatsächliche Rutschgefährdung so hoch ist, dass von der planenden Gemeinde als 
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Grundlage für die Flächenwidmung eine Expertise eines einschlägigen Fachmannes/einer 

Fachfrau (Technisches Büro oder Ziviltechniker für Geologie und/oder Geotechnik) einzu-

holen ist. Nur wenn darin eine entsprechende Eignung der Fläche festgestellt wird, kann 

eine Baulandwidmung (oder auch spezielle Grünlandwidmung) erfolgen. 

Abbildung 8:  Gefahrenhinweiskarte ĂRutschprozesse" (Gemeindegebiet hervorgehoben) 

 
Quelle: AMT DER NIEDERÖSTERREICHISCHEN LANDESREGIERUNG ONLINE: NÖ Atlas, Juli 2026. 

In der Gemeinde Tulbing treten Rutschprozesse (gelbe & orange Klasse) überwiegend im 

südlichen Gemeindegebiet im Bereich des Wienerwaldes auf. In den Ortschaften Katzels-

dorf und Chorherrn sind jedoch ebenso Rutschprozesse (gelbe & orange Klasse) vorhan-

den. 

Sturzprozesse hingegen sind im Gemeindegebiet in der Gefahrenhinweiskarte des Landes 

NÖ nur sehr kleinräumig ausgewiesen. Es treten keine Sturzprozesse violetter Klasse auf 

(siehe Abbildung 9). 
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Abbildung 9: Gefahrenhinweiskarte ĂSturzprozesse" (Gemeindegebiet hervorgehoben) 

 
Quelle:  AMT DER NIEDERÖSTERREICHISCHEN LANDESREGIERUNG ONLINE: NÖ Atlas, Juli 2026. 

Für die ggst. 15. Änderung wurde eine Planungskonsultation für die Änderungspunkte 2 

und 4 des Flächenwidmungsplans durchgeführt. Gemäß Stellungnahme des Geologischen 

Dienstes des Amtes der NÖ Landesregierung (BD1-G-498/015-2026), vom 25. Juni 2026, 

wird auf folgendes hingewiesen: 

¶ ÄP 2 (FWP):  

Gemäß Rückmeldung wird ein vertiefendes geologisches, geotechnisches Gutach-

ten für eine Umwidmung (Vö in BW-2WE) der Grundstücke nicht als notwendig er-

achtet. Für die Baubehörde wird betreffend den roten Hinweis für Gasausbrüche im 

Umgebungsbereich empfohlen, bei etwaig geplanten Erdwärmebohrungen ein Gas-

spürgerät vor das Bohrloch zuschalten und das Bohrloch gegebenenfalls mit einem 

Preventor gegen Gasaustritte abzudichten. 

Ą Handlungsbedarf in Bezug auf die ggst. 15. Änderung des Raumordnungs-

programms resultiert daraus nicht. 

 

¶ ÄP 4 (FWP):  

Gemäß Rückmeldung erscheint ein vertiefendes geologisches, geotechnisches 
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Gutachten für eine Umwidmung (Geb. in BW-2WE) der Grundstücke nicht notwen-

dig, jedoch wird von einer Umwidmung der Grundstücke in Bauland Wohngebiet -2 

Wohneinheiten (BW-2WE) aus fachlich geologisch ï geotechnischer Sicht abgera-

ten, da es sich bei dem Hang hinter den umzuwidmenden Grundstücken um einen 

Kriechhang handelt.  

Ą Der ÄP 4 des Flächenwidmungsplans entfällt folglich in der ggst. 15. Ände-

rung, da kein Nachweis für eine Baulandeignung der betreffenden Flächen 

vorliegt. 

2.2.4 Altstandorte und Altablagerungen 

Laut Cadenza Web befinden sich derzeit im Gemeindegebiet 9 Altstandorte und 11 Altab-

lagerungen. Diese liegen räumlich über das gesamte Gemeindegebiet verteilt (siehe nach-

folgende Tabelle 2 und Abbildung 10). 

Tabelle 2: Altstandorte und Altablagerungen 

Name Typ Altstandort KG Grundstück Nr. 

VFNÖUKONT Tullnerfelder Walz-

mühle KG Tulbing 
ALSAG Altstandort KG Tulbing 90 

VFNÖUKONT Spedition Eigner 

Sabine Hedwig KG Wilfersdorf 
ALSAG Altstandort KG Wilfersdorf 33 

VFNÖUKONT Spedition Eigner 

Eduard KG Wilfersdorf 
ALSAG Altstandort KG Wilfersdorf 120/6 

VFNÖABL Mülldeponie Tulbing 

KG Tulbing 
ALSAG Altablagerung KG Tulbing 782/11 

VFNÖABL 

KONSENL.ANSCHüTT.I.HWA 

RACHELBACH KG 

WILFERSDORF 

ALSAG Altablagerung KG Wilfersdorf 278/3 

VFNÖABL Haberler Josef u. Mo-

nika KG Tulbing 
ALSAG Altablagerung KG Tulbing 88/1 

VFNÖUKONT Tischlerei Mayer-

hofer Josef KG Chorherrn 
ALSAG Altstandort KG Chorherrn 35 

VFNÖUKONT Gratzl Getränke 

Ges.m.b.H. KG Tulbing 
ALSAG Altstandort KG Tulbing 110 

VFNÖUKONT Bauunternehmung 

Dietrichstein Karl KG Tulbing 
ALSAG Altstandort KG Tulbing 184/4, 187/2 

VFNÖUKONT Tankstelle Peer 

Ges.m.b.H. - Flüssiggas KG Tul-

bing 

ALSAG Altstandort KG Tulbing 1534/5 

VFNÖUKONT Maschinenbau 

Rauscher Johann KG Tulbing 
ALSAG Altstandort KG Tulbing 97 

VFNÖABL 

KONSENSL.ANSCHüTT.I.HWA 

E.BACHES KG WILFERSDORF 

ALSAG Altablagerung KG Wilfersdorf 307, 312/3, 315/1 

VFNÖABL MD Tulbing KG Kat-

zelsdorf im Dorf 
ALSAG Altablagerung 

KG Katzelsdorf im 

Dorf 
566/2 

VFNÖABL Bläuel Gerold KG Tul-

bing 
ALSAG Altablagerung KG Tulbing 1261, 433 

VFNÖABL ANSCHüTTUNGEN 

I.HWA D. RACHELBACHES KG 

WILFERSDORF 

ALSAG Altablagerung KG Wilfersdorf 
344, 345/1, 346/1, 346/2, 

347, 350, 351, 354, 387/3 
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VFNÖABL Gde. Tulbing KG Wil-

fersdorf 
ALSAG Altablagerung KG Wilfersdorf 444/11 

VFNÖABL MG Tulbing 1157 TU 

KG Tulbing 
ALSAG Altablagerung KG Tulbing 1246/2 

VFNÖABL MG Tulbing KG Kat-

zelsdorf im Dorf 
ALSAG Altablagerung 

KG Katzelsdorf im 

Dorf 
321/2, 321/8 

VFNÖUKONT Raiffeisen Tank-

stelle Tulbing KG Tulbing 
ALSAG Altstandort KG Tulbing 92, 1334/1, 1334/3 

Quelle:  AMT DER NIEDERÖSTERREICHISCHEN LANDESREGIERUNG ONLINE: Cadenza Web, Juli 2026. 

Abbildung 10:  Altstandorte und Altablagerungen 

 
Quelle:  AMT DER NIEDERÖSTERREICHISCHEN LANDESREGIERUNG ONLINE: Cadenza Web, Juli 2026. 

Keiner der Änderungspunkte der ggst. Flächenwidmungsplanänderung berührt oder liegt in 

unmittelbarer Umgebung zu den in der Gemeinde verorteten Altablagerungen und Altstand-

orte. 

Handlungsverpflichtung auf Basis des NÖ ROG i.d.g.F: Im Rahmen der Änderung des Flä-

chenwidmungsplans sind die Informationen zum Thema Altlasten, Altablagerungen und Alt-

standort bei den jeweiligen Änderungspunkten zu berücksichtigen. 
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2.3 Baulandbedarf 

Das Thema qualitative Baulandbilanz wurde im Örtlichen Entwicklungskonzept (Stand: De-

zember 2022; Verordnung vom 12.12.2022; Genehmigung vom 29.03.2023) behandelt. 

Im Örtlichen Entwicklungskonzept wurde mithilfe der Zahl der zusätzlichen Bevölkerung bis 

zum Jahr 2035 (557 zusätzliche Einwohner gemäß Bevölkerungsprognose Szenario 

ĂLeichtes Wachstumñ; dieses Szenario wird lt. Gemeinde angestrebt) und dem durchschnitt-

lichen Flächenverbrauch im Wohnbauland pro Einwohner (403 m² pro Einwohner - abge-

leitet von der durchschnittlichen Einwohnerdichte der Gemeinde von rd. 24,8 Einwohnern 

(Hauptwohnsitze + Nebenwohnsitze) pro Hektar bebautem Wohnbauland zum Zeitpunkt 

der Berechnung) der zu erwartende zukünftige Baulandbedarf errechnet. Siehe weiter un-

ten Tabelle 3. 

Zudem wurden die bestehenden Wohnbaulandreserven (Stand: November 2022) in der 

Höhe von rd. 23 ha1 berücksichtigt. Bei den Wohnbaulandreserven handelt es sich zu einem 

Großteil um über das Siedlungsgebiet verstreute, unbebaute Einzelflächen, deren Verwer-

tung von vielen unterschiedlichen Einzelinteressen abhängt und die daher nur schwer mo-

bilisierbar sind (siehe ÖEK Kapitel 3.3.2). 

Rein rechnerisch war zu diesem Zeitpunkt kein Bedarf an neu gewidmetem Bauland gege-

ben. Aufgrund der eingeschränkten Verfügbarkeit wurde nicht davon ausgegangen, dass in 

den nächsten Jahren alle bestehenden Baulandreserven mobilisiert und genutzt werden 

können. Im Zuge der Erstellung des ÖEKs wurde die Verfügbarkeit der Baulandreserven 

überprüft. Dazu wurden alle Grundstückseigentümer, die über unbebautes Wohnbauland 

und leerstehenden Gebäuden verfügen, schriftlich mittels Fragebogen kontaktiert. Gemäß 

der Eigentümerbefragung ist nur von einer Verfügbarkeit der Flächen von 35%, auszuge-

hen. Das entspricht rd. 8 ha mobilisierbarer Baulandreserven zu diesem Zeitpunkt. Daher 

wird dieser Wert vom erwarteten Baulandbedarf durch die zusätzlichen Einwohner bis 2035 

im Ausmaß von rd. 22,3 ha abgezogen. In Summe besteht gemäß ÖEK daher ein Wid-

mungsbedarf von rd. 14,3 ha Wohnbauland bis 2035. 

Tabelle 3: Bedarfsberechnung 2035 gemäß ÖEK - Baulandreserven bei rd. 25 EW/ha 

  
zusätzliche 
EW bis 2035 

Baulandbedarf 
in ha 

Flächenwidmung 
langfristig * 

Anmerkung 

Szenario 
ĂLeichtes Wachstumñ 

557 22,3 14,3  Widmungsbedarf 

*zusätzliche EW / 25 EW/ha = é ha (Baulandbedarf); abzügl. rd. 8 ha voraussichtl. verfügbaren Wohnbaulandreserven = rd. 

é ha ĂWidmungsbedarfñ bis 2035 

Auf Basis von Eigentümerdaten, dem aktuellen Luftbild sowie der Analyse der Wohneinhei-

ten, welche im Rahmen der 14. Änderung erfolgte, wurde eine letztaktuelle qualitative Bau-

landbilanz (Stand: 14. Änderung = Rechtsstand) erstellt. In der Gemeinde bestehen derzeit 

insgesamt 21,9 ha Reserven in Wohnbauland (siehe Tabelle 4). Davon sind 20,6 ha im 

Bauland Wohngebiet (BW) bzw. Bauland Wohngebiet-2 Wohneinheiten (BW-2WE) und 1,3 

ha im Bauland Agrargebiet (BA) verfügbar. Abzüglich der im ÖEK errechneten 

 
1 Hierbei werden die Zahlen der qual. Wohnbaulandreserven gemäß ÖEK herangezogen.  
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Verfügbarkeitsquote der Flächen von 35 % (entspricht rd. 7,7 ha von 21,9 ha) würde sich 

derzeit gemäß Rechtsstand der Flächenwidmung Widmungsbedarf von 14,2 ha ergeben. 

Dies entspricht weiterhin den Berechnungen des Örtlichen Entwicklungskonzepts. 

Tabelle 4: Quantitative Baulandbilanz (Stand: 14. Änderung) 

 Bauland gewidmet bebaut Baulandreserve 
Baulandreserve 

in % 

 Bauland Wohngebiet; 

Wohngebiet-2 Wohnein-

heiten (BW-2WE)  

144,67 112,88 20,55 14,2% 

 Bauland Agrargebiet 37,36 32,93 1,31 3,5% 

 Bauland Kerngebiet 3,52 3,40 0,00 0,0% 

 Wohnbauland 185,54 149,21 21,86 11,8% 

 Bauland Betriebsgebiet 8,47 3,65 4,82 56,9% 

 Bauland Sondergebiet 4,88 4,88 0,00 0,0% 

 Summe 198,90 157,74 26,68 13,4% 

Bezüglich der Bautätgikeit der letzten Jahre liegen von der Gemeinde bereitgestellte Daten 

ab September 2022 vor. Seither wurden insgesamt 40 Wohngebäude errichtet (3 davon 

sind Neubauten nach einem Abriss) und insgesamt 43 neue Wohneinheiten geschaffen. 13 

der Wohneinheiten sind dabei einer neuen Reihenhaussiedlung in der KG Chorherrn zuzu-

ordnen. Dementsprechend wurden in der Gemeinde in den letzten 4 Jahren durchschnittlich 

rd. 11 Wohneinheiten (WE) pro Jahr errichtet. Bei Betrachtung der Bautätigkeit im Zeitraum 

von September 2022 bis heute und dem Vergleich der Plandarstellungen der qualitativen 

Baulandbilanz zum Zeitpunkt der Erstellung des ÖEKs (Stand: August 2022), wird ersicht-

lich, dass in den letzten 4 Jahren rd. 1,3 ha Wohnbaulandreserven durch Bautätigkeiten in 

Anspruch genommen wurden. Dies entspricht durchschnittlich 0,3 ha pro Jahr. Weiters wur-

den lt. Daten der Statistik Austria in Tulbing zwischen 2011 und 2019 insgesamt 76 

Wohneinheiten (WE) errichtet. Demensprechend liegt gemäß der vorliegenden Datenlage 

in Tulbing seit der letzten Dekade eine rege Bautätigkeit vor, deren künftige Entwicklung 

auch in einem ähnlichen, anhaltenden Ausmaß anzunehmen ist. 

Bei einer Hochrechnung der beanspruchten Wohnbaulandreserven durch Bautätigkeiten 

bis 2035 wird ersichtlich, dass bei Fortschreibung der Zahlen in den nächsten 9 Jahren rd. 

3 ha Wohnbaulandreserven durch weitere Bautätigkeiten im Bestandsbauland in Anspruch 

genommen werden würden. Die Bautätigkeiten der letzten Jahre berücksichtigend, wäre 

bis 2035 weiterhin ein Widmungsbedarf von rd. 11,2 ha Wohnbauland gegeben. Dies deckt 

sich weiterhin mit den Berechnungen des Örtlichen Entwicklungskonzepts. Diesbezüglich 

ist zu erwähnen, dass in Zukunft abgewogen werden muss, ob die hier fortgeschriebene, 

abgeschätzte Flächeninanspruchnahme im Bauland im Sinne der Verdichtung im beste-

henden Bauland abgedeckt werden kann, oder ob es künftig weiterhin die Widmung von 

zusätzlichen Baulandflächen braucht. 
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Im Rahmen der ggst. Änderung des Flächenwidmungsplans ist die Widmung von Bauland 

Wohngebiet-2 Wohneinheiten (BW-2WE) im Umfang von rd. 0,49 ha sowie Widmungen in 

vernachlässigbarem Ausmaß im Bauland Agrargebiet (BA) sowie Bauland Sondergebiet-

Kommunale Einrichtungen (BS-KO) vorgesehen (siehe auch Kapitel 8). Der Großteil der 

neu geschaffenen Baulandflächen steht im Zusammenhang mit konsensmäßigen Be-

standsnutzungen und Anpassungen an die DKM. Nur ein Bruchteil (Teilbereich des Ände-

rungspunktes 11 des Flächenwidmungsplans) steht im Zusammenhang mit der Schaffung 

von Bauland für einen zusätzlichen Bauplatz. Bezüglich der ggst. neu geschaffenen Bau-

landflächen im Zusammenhang mit konsensmäßigen Bestandsnutzungen und Anpassun-

gen an die DKM ist nicht zwingend eine zusätzliche Bebauung zu erwarten, jedoch kann 

davon ausgegangen werden, dass unter anderem aufgrund von Verbesserungen der Sied-

lungsstruktur und zusätzlichen bebaubaren Teilflächen von bestehenden Bauplätzen man-

cherorts Nachverdichtungen im Baubestand bzw. im bereits bebauten Bauland, wie das 

Errichten von einer 2. Wohneinheit, erfolgen werden. 

Gemäß letztaktueller Berechnung des Wohnbaulandbedarfs von 11,2 ha bis zum Jahr 

2035, basierend auf der letztaktuellen qualitativen Baulandbilanz, sowie in Bedachtnahme 

der regen Bautätigkeit der letzten Jahre in der Gemeinde, ist abzulesen, dass der Bauland-

bedarf gegenüber dem gemäß ÖEK errechneten Bedarf etwas gesunken ist. Dies ist damit 

zu begründen, dass Bautätigkeiten auch in Hausgärten etc. stattgefunden haben und die 

tatsächlich bebauten Flächen in Relation zu den qualitativen Baulandreserven mehr wur-

den. Die Möglichkeiten der Verdichtung oder Bebauung bzw. der Deckung des Baulandbe-

darfs innerhalb des qualitativ bewerteten unbebauten Baulandes (Hausgarten etc.) wurden 

somit jedoch geringer, weshalb der Bedarf an zusätzlichem Wohnbauland künftig wieder 

höher ausfallen könnte. 

Die ggst. Änderung des Örtlichen Raumordnungsprogramms trägt einen kleinen Beitrag zur 

Deckung des langfristigen Baulandbedarfs bei. Dies steht insbesondere mit dem ÄP 11 des 

FWPs in Zusammenhang. Weiters ist anzumerken, dass der letztaktuell berechnete Wohn-

baulandbedarf auf dem Prognoseszenario Ăleichtes Wachstumñ des ¥EKs basiert und bei 

einer stärkeren Bevölkerungszunahme bis 2035 erneut mit einem potenziell größeren Bau-

landbedarf in der Gemeinde zu rechnen wäre. 

Die Auswirkungen der gegenständlichen Änderung des Flächenwidmungsplans werden in 

Kapitel 8 behandelt. Das Formblatt zur Flächenbilanz für das gesamte Bauland der Ge-

meinde befindet sich in der Anlage. 
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3 Anpassungen des Flächenwidmungsplans an die Digitale Katastral-
mappe (DKM) 

3.1 Digitale Plangrundlage 

Der Flächenwidmungsplan der Marktgemeinde Tulbing wurde ursprünglich auf Basis der 

Plangrundlage der DKM 11.2011 digital neu erstellt. Im Jahr 2023 erfolgte im Rahmen der 

13. Änderung zuletzt eine Anpassung an die DKM 10.2020. 

Im Zuge der gegenständlichen Änderung des Flächenwidmungsplans soll als Plangrund-

lage die aktuelle DKM 04.2026 dargestellt und die Flächenwidmung an die neue Plangrund-

lage angepasst werden. Hinweis: Auf den Abbildungen im Erläuterungsbericht ist die DKM 

10/2025 dargestellt. 

3.2 Anpassungen an die aktuelle Plangrundlage der DKM 04.2026 

Durch die geplante Darstellung und bereichsweise Anpassung des Flächenwidmungsplans 

an die neue, aktuelle Plangrundlage der DKM 04.2026 ergeben sich keine inhaltlichen Ver-

änderungen der Festlegungen des Flächenwidmungsplans, sondern es erfolgt lediglich ein 

Abgleich der Festlegungen des Flächenwidmungsplans mit den geänderten Grundstücks-

grenzen der aktuellen DKM 04.2026. 

Diese Anpassungen werden, soweit die Unterschiede zwischen den Digitalen Katastral-

mappen im Bereich von Widmungsgrenzen liegen, und diese in der Plandarstellung des 

Flächenwidmungsplans (Maßstab 1:5.000 ï außerhalb der Strichstärke) sichtbar sind, unter 

der Bezeichnung ĂDKMñ in der Plandarstellung dokumentiert. 

Es ergibt sich durch diese Anpassungen keine Änderung des Planungswillens der Ge-

meinde, sondern lediglich eine Anpassung der Widmung an veränderte Grundgrenzen, der 

amtlichen Digitalen Katastralmappe DKM 04.2026. Die Flächenwidmung bleibt sinngemäß 

unverändert. 

- Anlass für die Anpassungen sind vorliegende genauere Plangrundlagen (DKM). 

- Ziel der Gemeinde ist es, den Flächenwidmungsplan auf einer aktuellen Plangrund-

lage auf Basis des Letztstandes der amtlichen Katastralmappe darzustellen. 

- Der Flächenwidmungsplan wird daher bereichsweise ohne inhaltliche Änderung der 

Festlegungen an die aktuelle DKM angepasst. 

- Aufgrund der inhaltlichen Geringfügigkeit ergeben sich keine Auswirkungen auf prüf-

relevante Kriterien der Planungsrichtlinien gemäß § 14 (2) NÖ ROG 2014 (Verkehr, 

strukturelle und kulturelle Gegebenheiten, Orts- und Landschaftsbild, Artenschutz). 

- Da es sich um keine inhaltlichen Änderungen des Planungswillens handelt, kann eine 

Benachrichtigung der Grundeigentümer und Anrainer entfallen. 
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Konkret werden folgende Anpassungen durchgeführt: 

¶ Aktualisierung bzw. Anpassung der Kenntlichmachung Wald gemäß DKM. 

¶ Diverse geringfügige Anpassungen an die Grenzen der aktuelle DKM und an di-

verse bereits in der DKM 04/2026 enthaltene Teilungspläne verteilt über das Ge-

meindegebiet.  

¶ Anpassung in der KG Katzelsdorf an der Zeil auf Basis des Teilungsentwurf mit der 

GZ. 42689 von der Vermessung Schubert ZT GmbH vom 12.03.2025 (siehe Anla-

gen). 

¶ Anpassung der Widmungsgrenzen Öffentliche Verkehrsfläche (Vö) an das öffentli-

che Gut der Gemeinde. Das Grundstück Nr. 584, KG Katzelsdorf im Dorf ist gemäß 

DKM Verkehrsfläche.  

¶ Ein neu in der DKM als Wasserfläche ausgewiesener Teilabschnitt des Hauptgra-

bens in der KG Wilfersdorf (Grst. Nr. 125/2, 140/2, 141/2, 141/1) wird im Flächen-

widmungsplan als Gwf ersichtlich gemacht.  

¶ Ein bislang im Flächenwidmungsplan noch nicht enthaltener Graben inkl. einem Re-

tentionsfläche auf dem Grst. Nr. 542, KG Katzelsdorf an der Zeil wird im Flächen-

widmungsplan entsprechend der DKM und Information der Gemeinde als Grünland 

Wasserfläche (Gwf) und der Kenntlichmachung Retentionsgebiet ® versehen. 

¶ In einem Teilbereich der KG Katzelsdorf im Dorf gab es Änderungen der Gemein-

degrenze zu Mauerbach. Entsprechende Anpassungen des Flächenwidmungsplans 

an die neue Gemeindegrenze werden durchgeführt.  

Gemäß den rechtlichen Rahmenbedingungen (§ 25 (4) Z. 2 NÖ ROG 2014 i.d.g.F.) ist für 

den ggst. Änderungspunkt kein Screening erforderlich sowie eine strategische Umweltprü-

fung jedenfalls entfallen kann. (Hinweis die ggst. Anpassungen wurden im Rahmen des 

SUP-Screenings als 16a-16f bezeichnet) 

Auch im Örtlichen Entwicklungskonzept (siehe Kapitel 5.6), erfolgt eine Anpassung der 

Plangrundlage an die DKM durch die Aktualisierung der Plangrundlagen aus dem Flächen-

widmungsplan in der Plandarstellung des Örtlichen Entwicklungskonzepts (erfolgt im Zuge 

der Plandrucke).  

Ebenfalls für das örtliche Entwicklungskonzept gilt: Es ergibt sich durch diese Anpassungen 

keine Änderung des Planungswillens der Gemeinde, sondern lediglich eine Anpassung der 

Festlegungen an veränderte Grundgrenzen, der amtlichen Digitalen Katastralmappe DKM 

04.2026. Das örtliche Entwicklungskonzept bleibt sinngemäß unverändert. 
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4 Verordnungstext des örtlichen Raumordnungsprogramms  

Im Rahmen der ggst. Änderung ist vorgesehen den Verordnungstext des örtlichen Raum-

ordnungsprogramms auf aktuellen Stand zu bringen. Konkret ist folgende Aktualisierung 

geplant: 

Korrektur von doppelt vergebenen §-Nummern 

Im Rahmen der 11.  nderung wurde der ĂÄ 2 Plandarstellungñ als auch der nachfolgende 

ĂÄ 2 Ziele und Maßnahmen des Örtlichen Entwicklungskonzeptesñ irrt¿mlich mit der glei-

chen Paragraphennummer festgelegt.  

Daher wird die Paragraphennummer des Paragraphen zu den ĂZiele und Maßnahmen des 

Örtlichen Entwicklungskonzeptesñ richtiggestellt und auf ĂÄ 3ñ geªndert. Es handelt sich um 

eine rein formelle Anpassung. 

Ergänzung der Ziele und Maßnahmen des Örtlichen Entwicklungskonzept entsprechend 

der unten angeführten Änderungspunkte 

Im ĂÄ 3 Ziele und Maßnahmen des Örtlichen Entwicklungskonzeptesñ werden die Ziele und 

Maßnahmen gemäß der ggst. Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzepts (Änderungs-

punkte 1, 3) ergänzt. Details siehe Kapitel 5 Örtliches Entwicklungskonzept ï Änderungs-

punkte (siehe Kapitel 5.1, 5.3). 

Lºschung des ĂÄ 3 AufschlieÇungszonenñ  

Im Rahmen der 12. Änderung des Flächenwidmungsplans wurde die Aufschließungszone 

BW-A1 in Bauland Wohngebiet (BW) und Öffentliche Verkehrsfläche (Vö) gewidmet. Im 

Flächenwidmungsplan sind somit seit der 12. Änderung keine Aufschließungszonen mehr 

festgelegt. Daher wird der ĂÄ 3 AufschlieÇungszonenñ aus dem Verordnungstext gelöscht. 

 

Ergänzung der Erläuterungen im Ă§ 4 Grünland Freihalteflächenñ 

Im Verordnungstext ist bislang nur eine Erläuterung zu der Freihaltefläche Gfrei-V enthal-

ten. 

Im Rahmen der 13.  nderung wurden die Widmungen ĂGfrei-Bñ, ĂGfrei-Sñ und ĂGfrei-Lñ im 

Flächenwidmungsplan festgelegt. In ggst. Änderung wird im Rahmen des Änderungspunk-

tes 1 des Flächenwidmungsplans (siehe Kapitel 6.1) der Zusatz von ĂGfrei-Lñ in ĂGfrei-IGñ 

angepasst. 

Somit werden im Verordnungstext die Erlªuterungen zu ĂGfrei-Bñ, ĂGfrei-Sñ und ĂGfrei-IGñ 

zur Vollständigkeit entsprechend der Erläuterungen der Legende des Flächenwidmungs-

plans ergänzt. 
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5 Örtliches Entwicklungskonzept ï Änderungspunkte 

Im Weiteren werden inhaltliche Änderungen oder Änderungen von Festlegungen als Ände-

rungspunkte bezeichnet. Sofern es sich um weitere nicht inhaltliche Änderungen, sondern 

um Aktualisierungen von Planinhalten wie Kenntlichmachungen handelt, werden diese als 

Punkte bezeichnet. 

Im Zuge der gegenständlichen Überarbeitung werden im ÖEK die Plangrundlage und aus-

gewählte Kenntlichmachungen aktualisiert. Die Kenntlichmachungen werden in weiterer 

Folge am Plandruck des ÖEK ersichtlich sein.  

5.1 Änderungspunkt 1: 

Ergänzende Zielfestlegung zu Photovoltaikanlagen im Grünland gemäß Gemeinde-

ratsbeschluss vom 29.09.2025 in der Verordnung, Gemeindegebiet 

5.1.1 Grundlagenforschung 

In der Gemeinde Tulbing sind gemªÇ dem ĂSektoralen Raumordnungsprogramm ¿ber Pho-

tovoltaikanlagen im Gr¿nland in Niederºsterreich (N¥ SekRop PV)ñ keine Zonen f¿r Frei-

flächenanlagen über 2 ha festgelegt. 

Im ÖEK sind in der Verordnung unter dem § 3 Ziele und Maßnahmen des Örtlichen Ent-

wicklungskonzeptes folgende Ziele und Maßnahmen im Zusammenhang mit technischer 

Infrastruktur und erneuerbarer Energie enthalten.  

Tabelle 5: Auszug aus dem Erläuterungsbericht des ÖEK in der (Ur-)Fassung der 11. Ände-

rung 

I3 

Reduktion von Emissionen und Immissionen (Klimaschutzgemeinde);  

Nutzung der bestehenden Potentiale im Bereich erneuerbarer Energieträger, ver-

stärkter Einsatz von Alternativenergien, Umsetzung von Energiekonzepten für 

Versorgungsstabilität. 

Die Nutzung von Technologien für Erneuerbare Energie (Biomasse, Solarenergie, 

Fernwärme, Fernkälte, Geothermie/Erdwärme, Kleinwindkraft) soll forciert werden. 

Neben der verstärkten Sanierung von Gebäuden sollen Möglichkeiten zur Schaf-

fung erneuerbarer Energieversorgung im Gemeindegebiet (Photovoltaik, Bio-

masse, Fernwªrme, é) wenn möglich in Form von Energiegemeinschaften geprüft 

werden.  

Photovoltaikanlagen sollen innerorts auf Gebäuden verstärkt errichtet werden und 

ggf. auch auf Freiflächen im Bauland. Allerdings wird von großflächigen PV-

Freiflächenanlagen im Grünland abgesehen.  

Die Gemeinde Tulbing befindet sich in den Wirkungsbereichen der Klima- und 

Energie-Modellregion (KEM) Tullnerfeld Ost und der Klimawandelanpassungsmo-

dellregion (Klar) Tullnerfeld Ost. Das übergeordnete Leitbild der Klima- und Ener-

giemodellregion Tullnerfeld Ost ist, dass die Region eine Vorreiterrolle in den The-

men Nachhaltigkeit und Energieeffizienz übernehmen soll. Seitens der Gemeinde 

sollen auch zukünftig die Ziele der KEM und KLAR weiterverfolgt werden.  
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- Setzen von entsprechenden Maßnahmen durch Öffentlichkeitsarbeit;  

- Verstärkte Sanierung von Gebäuden; 

- Prüfung der Möglichkeit zur Schaffung/Ausbau erneuerbaren Energieversor-

gung im Gemeindegebiet (Photovoltaik, Biomasse, Fernwärme, Fernkälte, Ge-

othermie/Erdwªrme, Kleinwindkraft é) u.a. in Form von Energiegemeinschaf-

ten; 

- Verstärken der Einrichtung von Photovoltaikanlagen vorrangig auf Gebäuden 

und ggf. auf Freiflächen im Bauland zur Erreichung der Klimaziele 2030 der 

Gemeinden des Landes NÖ; 

- Vermeiden von großflächigen PV-Freiflächenanlagen im Grünland; 

- Fortsetzen der Information und Bewusstseinsbildung für PV Anlagen innerhalb 

des Ortsgebiets gemeinsam mit KEM & KLAR Tullnerfeld Ost. 

 

Das Ziel der Gemeinde Tulbing war bislang Photovoltaikanlagen auf Gebäuden und auf 

Freiflächen im Bauland zu forcieren. Es wurde dezidiert von großflächigen PV-

Freiflächenanlagen im Grünland abgesehen. Dies stand auch im Zusammenhang mit den 

in Tulbing großflächig vorliegenden Schutzgebieten (Europaschutzgebiet, Natura2000 Ge-

biet, Biosphärenpark, Landschaftsschutzgebiet, Naturschutzgebiet, etc), 

Seit dem Beschluss des rechtskräftigen Örtlichen Entwicklungskonzepts gibt es aufgrund 

von wesentlichen Änderungen in der geopolitischen Situation in Bezug auf das Energiewe-

sen in ganz Europa auch auf örtlicher Ebene geänderte Rahmenbedingungen. Von Seiten 

des Landes NÖ liegen dazu Zielfestlegungen in dem ĂN¥ Klima- & Energiefahrplan 2020 

bis 2030ñ (Beschluss der Aktualisierung vom 23.10.2025) & ĂKlima- und Energieprogramm 

2026 bis 2030ñ (Beschluss vom 18.06.2026) vor.  

Daher wurden die damit in Verbindung stehenden Zielen zur Energieautarkie auf örtlicher 

Ebene im Hinblick auf das Klima überprüft. Aufgrund der geänderten Rahmenbedingungen 

erscheint es vor allem aus wirtschaftlicher Sicht sinnvoll die Stromerzeugung für den be-

triebliche Eigenbedarf vor Ort zu erzeugen. Durch die lokale Nutzung der Energie ohne 

Einspeisung ins Netz kann auch eine weitere Belastung von Infrastrukturen reduziert wer-

den. 

Im NÖ Raumordnungsgesetz wurde daher in der Zwischenzeit spezielle Möglichkeiten und 

Vorgaben für die Widmung von Gpv für Betriebe über 2ha vorgesehen. Auch in der Ge-

meinde Tulbing hat sich in der Zwischenzeit in einigen Fällen ein Bedarf gezeigt, dass es 

für lokale Betriebe sinnvoll ist vor Ort erneuerbare Energien für die betriebliche Stromver-

sorgung zu nutzen. Dementsprechend besteht aus der Sicht der Gemeinde der Bedarf für 

betriebliche Nutzungen, unter gewissen Rahmenbedingungen Möglichkeiten für die Schaf-

fung von Photovoltaikanlagen zu schaffen. Dabei soll das bisherige Ziel der Gemeinde Tul-

bing Photovoltaikanlagen auf Gebäuden und auf Freiflächen im Bauland zu forcieren grund-

sätzlich erhalten bleiben.  

Auf Grundlage der oben angeführten geänderten Grundlagen und Rahmenbedingungen 

wurde die derzeit gültige ÖEK-Festlegung M.I3 ĂPrüfung der Möglichkeit zur Schaffung/Aus-

bau erneuerbaren Energieversorgung im Gemeindegebiet (Photovoltaik, Biomasse, 
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Fernwªrme, Fernkªlte, Geothermie/Erdwªrme, Kleinwindkraft é)ñ im Hinblick auf Photo-

voltaikanlagen im Grünland seitens des Gemeinderates geprüft und neu bewertet.  

Ziel ist es nun eine Bestimmung für die Widmung von Flächen unter 2ha unter bestimmten 

Voraussetzungen (Eigenbedarf und ohne Netzeinspeisung, vorherige Nutzung geeigneter 

Flächen, Abstand zum Standort) für lokale Betriebe und öffentliche Einrichtungen für Pho-

tovoltaikanlagen im Grünland, welche eine Widmung Gpv bedürfen, in deas Örtliche Ent-

wicklungskonzept aufzunehmen. Am 29.09.2025 wurde folgender Beschluss vom Gemein-

derat gefasst: 

Abbildung 11: Auszug aus der Verhandlungsschrift über die Sitzung des Gemeinderates vom 

29.09.2025, TOP 8, Sachverhalt 1: Photovoltaikanlagen im Grünland 

 

5.1.2 Geplante Änderung 

Es ist daher nun geplant die allgemeine Ziel-/Maßnahmenfestlegung in der Verordnung des 

Örtlichen Entwicklungskonzept für das Gemeindegebiet dementsprechend zu überarbeiten. 

Die geplante Zielsetzung der Gemeinde betrifft Gpv Widmungen für Betriebe oder öffentli-

che Einrichtungen ab dem im § 20 Abs. 2 Zi. 21 festgelegten Ausmaß der Widmungserfor-

dernis (ab 50kW Engpassleistung gemäß geltender Fassung) und bis zu 2 ha.  

Zur Verankerung der neuen Zielsetzung soll folgende Festlegung im Örtlichen Entwick-

lungskonzept unter den Maßnahmen M.I3 des Ziels Z.I3 aufgenommen werden: 

¶ Festlegen der Widmung Grünland Photovoltaikanlage (Gpv) ausschließlich für betriebliche PV-

Freiflächenanlagen und PV-Freiflächenanlagen für öffentliche Einrichtungen unter folgenden 

raumordnungsfachlichen Voraussetzungen, die über die raumordnungsrechtlichen Vorausset-

zungen hinausgehen: 

o In einer Maximalentfernung zum Standort von 500m und in Schutzgebieten von 250m,  

o vorherige Ausnutzung aller technisch geeigneten Flächen und Dächer am Standort und  

o Nutzung nur für den Eigenbedarf ohne Netzeinspeisung für Anlagen in der GPv Widmung 

 

Die Voraussetzungen orientieren sich an den Bestimmungen für die Widmung von Gpv 

außerhalb von Zonen gemäß Sektoralem Raumordnungsprogramm über 2 ha des NÖ ROG 

§ 20 Abs. 3e Zi 1 lit a bis c.  

Um in Schutzgebieten (Europaschutzgebiet, Natura2000-Gebiet, Landschaftsschutzgebiet, 

Biosphärenpark etc.) die potentiell von Gpv betroffenen Flächen im Ausmaß möglichst 
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gering zu halten wird hier abweichend von Standorten außerhalb von Schutzgebieten der 

Maximalabstand zum Standort von 500 m auf 250 m reduziert.  

Auch die Voraussetzung, dass alle technisch geeigneten Flächen und Dächer am Standort 

bereits ausgenutzt sein muss und der erzeugte Strom ausschließlich für den Eigenbedarf 

genutzt werden darf, zielt darauf ab die PV-Freiflächenanlagen im Grünland möglichst ge-

ring zu halten.  

Mit der ergänzenden Festlegung wird ausgeschlossen, dass PV-Freiflächenanlagen im 

Grünland ohne konkreten Bedarf zum reinen Zweck der Energieerzeugung ermöglicht wer-

den. Einer ungeregelten Entwicklung fern abseits von Siedlungstätigkeit oder betrieblichen 

Bestandnutzungen im Gemeindegebiet Tulbing an PV-Freiflächenanlagen wird mit der 

ggst. ergänzenden Festlegung entgegengewirkt und eine Konzentration von PV-

Freiflächenanlagen im Nahbereich der Standorte mit Bedarf angestrebt. Ziel dabei ist auch 

eine Vereinbarkeit mit dem Orts- und Landschaftsbild zu erwirken. 

Damit bleibt das Ziel der Gemeinde Tulbing Photovoltaikanlagen zuerst auf Gebäuden und 

auf Freiflächen im Bauland zu forcieren weiterhin aufrecht und wird auch bei den neuen 

Ziel- und Maßnahmenfestlegungen berücksichtigt. 

Der ggst. Änderungspunkt stellt eine Konkretisierung eines textlichen Ziels dar und ist räum-

lich/planlich nicht verortet. Die ergänzende Festlegung steht in keinem Widerspruch zu an-

deren Zielsetzungen oder Festlegungen des örtlichen Entwicklungskonzepts. 

Für die Festlegung der Widmung Grünland Photovoltaikanlage (Gpv) gelten darüber hinaus 

die Bestimmungen des NÖ ROG. Gemäß dieser Bestimmungen sind Ăinsbesondere auf die 

Erhaltung der Nutzbarkeit hochwertiger landwirtschaftlicher Böden, die Geologie, die Inte-

ressen des Naturschutzes bzw. übergeordnete Schutzgebietsfestlegungen, den Schutz des 

Orts- und Landschaftsbildes, die vorhandene und geplante Netzinfrastruktur sowie die Ver-

meidung einer Beeintrªchtigung des Verkehrs Bedacht zu nehmenñ.  

Es wird daher davon ausgegangen, dass die Festlegung einer Gpv-Widmungsfläche nur 

zulässig ist, sofern wesentliche Beeinträchtigungen oder Auswirkungen auf die Umwelt aus-

geschlossen sind.  Potentielle Auswirkungen auf die Umwelt sind im Zuge der nachgela-

gerten konkreten Festlegung einer Gpv-Widmungsfestlegung zu prüfen und erforderlichen-

falls in einer strategischen Umweltprüfung detailliert zu untersuchen. 

Im Fall einer dem ggst. Verfahren nachgereihten geplanten Festlegung der Widmung Gpv 

muss die betreffende Fläche außerhalb einer Ausschlusszone im Sinne eines Abschich-

tungsprozesses gemäß dem "Leitfaden Widmung für Photovoltaikanlagen im Freiland" des 

Amtes der NÖ Landesregierung liegen und allfällige Konflikte (z.B. mit Brunnenschutzge-

bieten, Überflutungsflächen, gelben Gefahrenzonen, Bodendenkmalen oder Fundhoff-

nungsgebieten, Weinbauflächen, räumlichen Festlegungen des Örtlichen Entwicklungskon-

zepts oder des Regionalen Raumordnungsprogramms, etc.) ausgeräumt werden können. 

5.1.3 Änderungsanlass 

Der Änderungsanlass ergibt sich aus den rechtswirksamen ¿berºrtlichen Planungen (ĂN¥ 

Klima- & Energiefahrplan 2020 bis 2030ñ & ĂKlima- und Energieprogramm 2026 bis 2030ñ) 
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und wesentlichen Änderung der Grundlagen (geopolitische Situation) sowie aus den Zielen 

und Maßnahmen des Örtlichen Entwicklungskonzepts (M.I3 ĂPrüfung der Möglichkeit zur 

Schaffung/Ausbau erneuerbaren Energieversorgung im Gemeindegebiet (Photovoltaik, Bi-

omasse, Fernwªrme, Fernkªlte, Geothermie/Erdwªrme, Kleinwindkraft é)ñ).  

Der Änderungsanlass ist somit wegen wesentlicher Änderung der Grundlagen und ei-

nes rechtswirksamen Raumordnungsprogrammes des Landes oder anderer rechts-

wirksamer überörtlicher Planungen gegeben. 

5.1.4 Ziel 

Ziel ist PV-Freiflächenanlagen im Grünland weiterhin zu vermeiden, jedoch diese unter be-

stimmten Voraussetzungen für Betriebe und öffentliche Einrichtungen für den Eigenbedarf 

(ohne Einspeisung ins Nezt) zu ermöglichen. 

5.1.5 Maßnahme 

In der Stammverordnung wird im § 3 Ziele und Maßnahmen des Örtlichen Entwicklungs-

konzeptes folgende Maßnahme aufgenommen: 

¶ Festlegen der Widmung Grünland Photovoltaikanlage (Gpv) ausschließlich für betriebliche PV-

Freiflächenanlagen und PV-Freiflächenanlagen für öffentliche Einrichtungen unter folgenden 

raumordnungsfachlichen Voraussetzungen, die über die raumordnungsrechtlichen Vorausset-

zungen hinausgehen: 

o In einer Maximalentfernung zum Standort von 500m und in Schutzgebieten von 250m,  

o vorherige Ausnutzung aller technisch geeigneten Flächen und Dächer am Standort und  

o Nutzung nur für den Eigenbedarf ohne Netzeinspeisung für Anlagen in der Gpv Widmung 
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5.2 Punkt 2:   

Aktualisierung der Kenntlichmachung der Siedlungsgrenzen gemäß RegROP, Ge-

meindegebiet 

Die im Örtlichen Entwicklungskonzept enthaltene Kenntlichmachung ist nicht mehr aktuell. 

Das ĂRegionale Raumordnungsprogramm Bezirk Tullnñ (LGBl. Nr. 20/2025) wurde geän-

dert und ist seit 30.01.2025 in Rechtskraft. In Teilbereichen der Gemeinde haben sich die 

Siedlungsgrenzen verändert. Die Kenntlichmachung soll daher in den veränderten Berei-

chen aktualisiert und wird in den Plan des Örtlichen Entwicklungskonzepts entsprechend 

eingetragen werden. 

 

5.3 Änderungspunkt 3: 

Ergänzung allgemeiner Festlegungen und von Zielen & Maßnahmen zu Straßenräu-

men, Wegbreiten, Siedlungskörpern, Arrondierungen und kleinräumigen Ergänzun-

gen, Gemeindegebiet 

5.3.1 Grundlagenforschung 

Im Rahmen der Anwendung des Örtlichen Entwicklungskonzepts ist aufgefallen, dass ge-

wisse allgemeine Festlegungen und raumordnungsfachliche Grundprinzipien der örtlichen 

Raumplanung nicht explizit in den Zielen und Maßnahmen des Örtlichen Entwicklungskon-

zepts enthalten sind jedoch für eine praxisorientierte Anwendbarkeit hilfreich wären und 

daher dahingehend eine Ergänzung erforderlich ist.  

Im NÖ ROG waren bis zur Novelle das LGBl. Nr. 104/2025 die Änderungsanlässe für ein 

Örtliches Raumordnungsprogramm definiert, dh. für Änderungen des Örtlichen Entwick-

lungskonzepts und des Flächenwidmungsplans gleichermaßen/gemeinsam. Mit der No-

velle des LGBl. Nr. 104/2025 wird neuerdings in Änderungsanlässe für Örtliche Entwick-

lungskonzept und für Flächenwidmungspläne unterschieden. Es gibt keine gemeinsamen 

Änderungsanlässe für das örtliche Raumordnungsprogramm mehr.  

Der  nderungsanlass Ăwegen wesentlicher  nderung der Grundlagenñ gilt seit dem Inkraft-

treten der Novelle ausschließlich nur mehr ein Änderungsanlass von Örtlichen Entwick-

lungskonzepten. Dieser Änderungsanlass hat bislang allgemeine Grundprinzipien der örtli-

chen Raumordnungspraxis und einer sorgfältigen Abstimmung und Abgleichung von unter-

schiedlichen Planungsinstrumenten und Klarstellungen von Unschärfen abgedeckt. 

Für den Flächenwidmungsplan ist diesbezüglich nur mehr ein Änderungsanlass gegeben, 

Ăwenn sich aus Anlass der Erlassung oder Abªnderung des Bebauungsplanes eine Un-

schärfe des Flªchenwidmungsplans zeigt, die klargestellt werden mussñ, 

Die Einarbeitung und Berücksichtigung von geringfügen Änderungen und von Unschärfen 

(zum Beispiel aufgrund von Abweichungen zur DKM und anderen Plangrundlagen) ist un-

abhängig von der Erlassung von Bebauungsplänen im Sinne einer sorgfältigen Raumpla-

nungs-/Raumordnungspraxis zweckmäßig und anzustreben. In der NÖ Planzeichenverord-

nung wird auch auf die Anwendung aktueller Plangrundlagen verwiesen. 
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Unter dem Ziel Verbesserung der Siedlungsstruktur fallen inhaltlich auch keinräumige An-

passungen und Arrondierungen von Widmungen verstanden werden. Beispiele: 

¶ Konkretisierung und Festlegung von Straßen-/Wegbreiten, die in Folge ggf. auch zu 

Abtretungen ins öffentliche Gut führen. Geringfügige Verbreiterungen von Straßen-

/Wegbreiten im bebauten Siedlungsraum zur Verbesserung der Verkehrssicherheit. 

¶ Optimierungen des Straßenraums und Siedlungskörpern, wie Vereinheitlichungen 

von Straßenbreiten und des Verlaufs von Baulandgrenzen, zur Verbesserung des 

Ortsbild.  

¶ Arrondierungen und kleinflächige Ergänzungen im bestehenden Siedlungsraum. 

Verbesserung der Ausnutzbarkeit von bestehendem Bauland, als Beitrag zur Mobi-

lisierung von Baulandreserven gewertet werden.  

¶ Arrondierungen und kleinflächige Ergänzungen zur Deckung von Baulandbedarf, 

der womöglich sonst nur in komplett neuen Siedlungsgebieten abgedeckt werden 

könnte.  

¶ Verbesserte, effiziente Ausnutzung bestehender Infrastruktur durch Arrondierungen 

und kleinflächige Ergänzungen mit positiven Auswirkungen in Bezug auf die Sied-

lungswirtschaft bzw. kommunalen Finanzhaushalt. 

¶ ... 

5.3.2 Geplante Änderung 

Mit der Unterscheidung der Änderungsanlässe zwischen Örtlichem Entwicklungskonzept 

und Flächenwidmungsplan und dem Änderungsanlass für Flächenwidmungspläne Ăwenn 

dies zur Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes dientñ wird das Örtliche Ent-

wicklungskonzept als Instrument gestärkt.  

Dem soll ggst. Rechnung getragen werden und daher folgende allgemeine Festlegungen 

und raumordnungsfachliche Grundprinzipien der örtlichen Raumplanung in das Örtliche 

Entwicklungskonzept aufgenommen werden: 

In der Stammverordnung den Zielen und Maßnahmen vorangestellt wird die 

Allgemeine Festlegung: 

¶ Anpassungen an Plangrundlagen (Kataster, Teilungspläne, Kenntlichmachungen) und/oder  

¶ geringfügige Änderungen, Korrekturen & Richtigstellungen, die vom Inhalt und Umfang so ge-
ringfügig sind, dass von vorn herein relevante Auswirkungen ausgeschlossen werden können 
und keinen geänderten Planungswillen der Gemeinde darstellen,  

sind im Sinne des Örtlichen Entwicklungskonzepts und stellen keinen Widerspruch zu den Fest-
legungen des Örtlichen Raumordnungsprogrammes dar. 

Alle rein textlich enthaltenen Ziele, die keine konkrete Planverortung in der Plandarstellung zum 
Örtlichen Entwicklungskonzept aufweisen, werden erst im Rahmen künftiger Änderungen des Flä-
chenwidmungsplans konkretisiert. Ein Widerspruch zum Örtlichen Entwicklungskonzept besteht 
daher nicht und somit ist auch eine Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzepts nicht erforder-
lich, sofern alle sonstigen raumordnungsfachlichen Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind. 
Alle inhaltlichen und fachlichen Prüfungen erfolgen im entsprechenden Verfahren. 

und zum Thema ĂSiedlungswesenñ bei Z.S1 das Ziel 

Verbesserung der Siedlungsstruktur 
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sowie bei M.S1 die Maßnahmen 

¶ Optimierung vom Straßenraum, von Wegbreiten und Siedlungskörpern auf Ebene des Flächen-

widmungsplans und anderen Instrumenten der örtlichen Raumplanung; 

¶ Arrondierungen und kleinräumige Ergänzungen des Siedlungsgebiets im Zusammenhang mit 

räumlicher Zweckmäßigkeit und konsensmäßiger Bestandsnutzung oder vorliegender Verfüg-

barkeit und konkretem Bedarf. 

ergänzt. 

Es ist festzuhalten, dass die ggst. Ergänzungen im Sinne einer sorgfältigen Planungspraxis 

und zur Verbesserung der Siedlungsstruktur aufgrund der Vermeidbarkeit von Fehlentwick-

lungen und Entwicklungsdefiziten im öffentlichen Interesse sind.  

Von einer konkreten Definition der Größe einer kleinräumigen Ergänzung wird bewusst ab-

gesehen, da in der Gemeinde Tulbing durch die im RegROP festgelegten Siedlungsgren-

zen ohnehin ein sehr eingeschränkter Spielraum/Handlungsraum definiert ist.  

Gemäß der rechtlichen Rahmenbedingungen (§ 25 (4) Z. 2 NÖ ROG 2014 i.d.g.F.) ist für 

den ggst. Änderungspunkt kein Screening erforderlich sowie eine strategische Umweltprü-

fung jedenfalls entfallen kann. 

In Bezug auf die Umwelterheblichkeit und potentielle Auswirkungen auf die Umwelt ist fest-

zuhalten, dass diese und jegliche ggf. erforderliche Detailprüfung im Rahmen einer allfällig 

künftigen Flächenwidmungsplanänderung vorgesehen sind. Erhebliche Auswirkungen auf 

die Umwelt können somit auf Ebene des Örtlichen Entwicklungskonzepts ausgeschlossen 

werden. 

5.3.3 Änderungsanlass 

Der Änderungsanlass ergibt sich aus den wesentlich geänderten Grundlagen durch die No-

velle des NÖ ROG (LGBl. Nr. 104/2025) und dem Bedarf der Schaffung der Rahmenbedin-

gungen zur Berücksichtigung von kleinräumigen Anpassungen, Arrondierungen und Über-

arbeitungen des Örtlichen Raumordnungsprogrammes. 

Der Änderungsanlass ist somit eine wesentliche Änderung der Grundlagen aufgrund der 

Änderung des NÖ Raumordnungsgesetztes und dient zur Vermeidung von erkennba-

ren Fehlentwicklungen oder Entwicklungsdefiziten. 

5.3.4 Ziel 

Das Ziel der gegenständlichen Änderung ist die Aufnahme von Grundprinzipien und allge-

meinen Zielen der örtlichen Raumordnungspraxis in das Örtliche Entwicklungskonzept. Im 

Rahmen der Anwendung des ÖEKs als Grundlage für raumordnungsfachliche Bewertun-

gen/Beurteilung sollen relevante allgemeine Ziel und Grundprinzip der örtlichen Raumord-

nung in die textlichen Bestimmungen im Verordnungstext aufgenommen und konkretisiert 

werden. 
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5.3.5 Maßnahme 

In der Stammverordnung den Zielen und Maßnahmen vorangestellt wird die 

Allgemeine Festlegung: 

¶ Anpassungen an Plangrundlagen (Kataster, Teilungspläne, Kenntlichmachungen) und/oder  

¶ geringfügige Änderungen, Korrekturen & Richtigstellungen, die vom Inhalt und Umfang so ge-
ringfügig sind, dass von vorn herein relevante Auswirkungen ausgeschlossen werden können 
und keinen geänderten Planungswillen der Gemeinde darstellen,  

sind im Sinne des Örtlichen Entwicklungskonzepts und stellen keinen Widerspruch zu den Fest-
legungen des Örtlichen Raumordnungsprogrammes dar. 

Alle rein textlich enthaltenen Ziele, die keine konkrete Planverortung in der Plandarstellung zum 
Örtlichen Entwicklungskonzept aufweisen, werden erst im Rahmen künftiger Änderungen des Flä-
chenwidmungsplans konkretisiert. Ein Widerspruch zum Örtlichen Entwicklungskonzept besteht 
daher nicht und somit ist auch eine Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzepts nicht erforder-
lich, sofern alle sonstigen raumordnungsfachlichen Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind. 
Alle inhaltlichen und fachlichen Prüfungen erfolgen im entsprechenden Verfahren. 

und zum Thema ĂSiedlungswesenñ bei Z.S1 das Ziel 

Verbesserung der Siedlungsstruktur 

sowie bei M.S1 die Maßnahmen 

¶ Optimierung vom Straßenraum, von Wegbreiten und Siedlungskörpern auf Ebene des Flächen-

widmungsplans und anderen Instrumenten der örtlichen Raumplanung; 

¶ Arrondierungen und kleinräumige Ergänzungen des Siedlungsgebiets im Zusammenhang mit 

räumlicher Zweckmäßigkeit und konsensmäßiger Bestandsnutzung oder vorliegender Verfüg-

barkeit und konkretem Bedarf. 

ergänzt. 
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5.4 Änderungspunkt 4:  Anpassung im Sinne einer Arrondierung der Festlegung 

S7: ĂErweiterungsgebiet 3: Katzelsdorf S¿dostñ (Schottenberg) auf Basis der neuen 

RegROP Siedlungsgrenzen, Grst Nr. 225/1, 225/4, 225/5, KG Katzelsdorf im Dorf 

5.4.1 Grundlagenforschung 

Im Rahmen der Novellierung des ĂRegionalen Raumordnungsprogramms Bezirk Tullnñ 

(LGBl. Nr. 20/2025, Rechtskraft seit 30.01.2025) wurden im Bereich der Festlegung S7: 

ĂErweiterungsgebiet 3: Katzelsdorf S¿dostñ (Schottenberg) und der planlichen Festlegung 

einer ĂMºglichen Entwicklungszoneñ die Siedlungsgrenzen nach außen an die Verkehrsflä-

che verlegt. In den betreffenden Erläuterungen zur Novelle des Regionalen Raumordnungs-

programm ist folgendes enthalten: 

ĂZum anderen wird die Siedlungsgrenze im Bereich der Schottenberggasse (auf Hºhe der 

Grundstücke Nr. 225/1, 225/4 und 225/5) im Sinne einer kompakten Entwicklung an die 

StraÇe gelegt und somit erweitert.ñ (Seite 37) 

Dieser veränderten Festlegung im RegROP soll auch auf Ebene der örtlichen Raumord-

nung mit dem Ziel einer kompakten Entwicklung gefolgt werden. Dazu soll die planliche 

Festlegung der Ămöglichen Entwicklungszoneñ mit der Bezeichnung S7: ĂErweiterungsge-

biet 3: Katzelsdorf S¿dostñ (Schottenberg) auf die bislang noch nicht enthaltenen (Teil-)Flä-

chen der Grst. Nr. 225/1, 225/4, 225/5, KG Katzelsdorf im Dorf ausgeweitet werden.  

Abbildung 12: Ausschnitt der Plandarstellung des Örtlichen Entwicklungskonzepts vor (links) 

und nach (rechts) der 15. Änderung 

   

Dementsprechend wird im Rahmen der 15. Änderung im ÖEK die Festlegung S7 ĂErweite-

rungsgebiet 3: Katzelsdorf S¿dostñ bis zur ggst. rechtsg¿ltigen Siedlungsgrenze kleinflªchig 

erweitert/arrondiert und damit eine verbesserte Nutzung dieses Erweiterungsgebietes er-

möglicht.  
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Es werden für die ggst. Fläche die bereits bestehenden Maßnahmen ĂFreihalten der benº-

tigten Flächen durch Festlegen der Widmungsart Grünland-Freihalteflªcheñ und ĂWidmen 

von Wohnbauland unter Voraussetzungenñ übernommen. 

Die rechtskräftigen textlichen Ziele von Z.S7 

ĂBaulanderweiterung Schottenberg/Ungarkreuzfeld   

Priorität: für den kurz- bis mittelfristigen Bedarf;  

Wohnformen: in Anpassung an den strukturellen Charakter der Umgebung lockere bis leicht 

verdichtete Wohnformenñ 

gelten somit auch für diese zusätzlichen (Teil-)Flächen. Dies gilt ebenfalls für die rechtkräf-

tig festgelegten Maßnahmen M.S7: 

ĂFreihalten der benötigten Flächen durch Festlegen der Widmungsart Grünland-Freihaltefläche;  

Widmen von Wohnbauland unter folgenden Voraussetzungen: 

o Sicherstellung der Verfügbarkeit (Maßnahmen der Baulandmobilisierung); Mobilisierungs-

vertrag gesetzlich erforderlich; 

o Detailprüfung Natura 2000 (Naturverträglichkeitsprüfung); 

o Detailprüfung Artenschutz (gemäß NÖ Artenschutzverordnung);  

o Detailprüfung Schutzgüter des Landschaftsschutzgebiets; 

o Berücksichtigung der im August 2022 (Büro Land in Sicht) ermittelten potentiellen Konflikte 

mit den Schutzzielen des Europaschutzgebietes bzw. der NÖ Artenschutzverordnung im 

Zuge einer konkreten Umwidmung; 

o Erstellung eines Parzellierungs-, Erschließungs- und Nutzungskonzepts im Einklang mit 

den Schutzzielen des Europaschutzgebietes und den Ergebnissen der Detailprüfungen zu 

Natura 2000, Arten- und Landschaftsschutz; 

o Planung Verkehrsanbindung und Verkehrserschließung; Klärung/Sicherung Verkehrsan-

bindung (Spathagasse); 

o Berücksichtigung Ableitung Hangwasser; 

o Sicherstellung der technischen Infrastruktur; 

o Ggf. Erstellung eines Teilbebauungsplans; 

Bei Bedarf schrittweise ErschlieÇung von Teilflªchen.ñ 

Die Voraussetzungen für das Widmen von Wohnbauland sind somit auch für die ggst. be-

troffenen (Teil-)Flächen anzuwenden.  

Die ggst. Anpassung stellt eine geringfügige Arrondierung des Erweiterungsgebietes dar.  

Die Verfügbarkeit des in weiterer Folge zu widmenden Wohnbaulandes ist durch Bauland-

verträge sicherzustellen. 

Betreffend der potentiellen Verkehrsanbindung an das bestehende Verkehrsnetz ist festzu-

halten, dass durch die ggst. Erweiterung die ºstliche Lªngsseite der Ămºglichen Entwick-

lungszoneñ nun zur Gªnze an die Schottenberggasse angrenzt, was potentiell weitere Va-

rianten der Anbindung ans bestehende Verkehrsnetz ermöglicht. Ebenso werden dadurch 

weitere Parzellierungs- und interne Erschließungs-Varianten möglich. Die Erstellung eines 

Parzellierungs-, Erschließungs- und Nutzungskonzepts und der Planung Verkehrsanbin-

dung und Verkehrserschließung erfolgt in Zuge der Detailplanung und der Erfüllung der 

Voraussetzungen das Widmen von Wohnbauland. 
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Betreffend Natur- und Artenschutz ist anzuführen, dass der ggst. Änderungspunkt innerhalb 

des Landschaftsschutzgebietes ĂWienerwaldñ, innerhalb des Biosphªrenpark ĂWienerwaldñ 

jedoch außerhalb einer Kern- oder Pflegezone, und innerhalb der Europaschutzgebiete 

(Natura 2000 FFH-Gebiet und Natura 2000 Vogelschutzgebiet) ĂWienerwald ï Thermenre-

gionñ zu liegen kommen. 

In Bezug auf das Landschaftsschutzgebiet und den Biosphärenpark sind aufgrund der re-

lativ kleinflächigen Erweiterung/Arrondierung der rechtkräftigen Festlegung S7 keine we-

sentlichen Auswirkungen zu erwarten. 

Naturschutzfachliche Aussagen und Untersuchungen im Zusammenhang mit den Na-

tura 2000 Gebieten sind gemªÇ ĂManagementplan Europaschutzgebiete Wienerwald - 

Thermenregionñ und des dazugehºrigen ĂProjektbuch und Planpr¿fbuchñ im Widmungsver-

fahren möglichst zeitnahe zur Umsetzung durchzuführen, daher werden diese erst im Rah-

men des Flächenwidmungsverfahrens näher betrachtet. (nähere Erläuterung in der Arten-

schutzuntersuchung - siehe Anhang vom ÖEK) 

Darüber hinaus ist festzuhalten, dass die bereits in S7 ent-

haltenen Teilflächen der Grundstücke Nr. 225/4 und 225/5 in 

der Plandarstellung zur Artenschutzerhebung von August 

2022 hinsichtlich der ĂRaumbedeutung aus artenschutz-

rechtlicher Sicht sowie Schutz- und Erhaltungsziele Natura 

2000ñ mit Ăkeine Konflikte mit Schutzzielen Natura 2000ñ ge-

kennzeichnet werden. Die ggst. betroffen Flächen sind von 

der Artenschutzerhebung nicht umfasst. (siehe Ausschnitt 

links) 

 

Die Grundstücke Nr. 225/1, 225/4 und 225/5 werden gesamtheitlich gemeinsam genutzt 

und weisen keine unterschiedliche Nutzungsstruktur auf. Die Flächen des ggst. Änderungs-

punktes 4 weisen eine (landwirtschaftliche) Bewirtschaftung auf und sind nicht naturbelas-

sen. Daher ist davon auszugehen, dass die ggst. zu S7 hinzukommenden (Teil-)Flächen 

der Grundstücke Nr. 225/1, 225/4 und 225/5 ebenfalls Ăkeine Konflikte mit Schutzzielen 

Natura 2000ñ aufweisen. 

Für die ggst. Flächen gleichermaßen wie für die restlichen Flächen der Festlegung S7 sind 

gemäß Voraussetzungen für das Widmen von Wohnbauland Detailprüfungen zu Na-

tura 2000 (Naturverträglichkeitsprüfung), Artenschutz (gemäß NÖ Artenschutzverordnung) 

und Schutzgütern des Landschaftsschutzgebiets erforderlich. Darüber hinaus ist gleicher-

maÇen die ĂBer¿cksichtigung der im August 2022 (B¿ro Land in Sicht) ermittelten potenti-

ellen Konflikte mit den Schutzzielen des Europaschutzgebietes bzw. der NÖ Artenschutz-

verordnung im Zuge einer konkreten Umwidmungñ eine Voraussetzung. 
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Die ggst. (Teil-)Flächen sind gleichermaßen wie die bereits enthal-

tenen Flächen der Festlegung S7 von einzelnen kleinen Fließwe-

gen (<1ha) berührt. Die vorliegenden 

Fließwege befinden sich im Oberhang, 

Beeinträchtigungen am Standort selbst 

sind daher nicht zu erwarten. Entspre-

chend ist bei den Voraussetzungen für 

das Widmung von Bauland die ĂBer¿ck-

sichtigung Ableitung Hangwasserñ ent-

halten und somit auch für die ggst. (Teil-

)Flächen anzuwenden. Auswirkungen 

auf andere Standorte sind daher nicht zu 

erwarten. (siehe Ausschnitt links) 

In Bezug auf die Feuchtlage gemäß der 

e-Bodenkarte ist festzuhalten, dass die 

ggst. Flªchen ¿berwiegend als ĂmªÇig 

trockenenñ und teilweise als Ăgut versorgtñ bezeichnet werden. Er-

hebliche Feuchtlagen sind nicht betroffen. (siehe Ausschnitt 

rechts) 

Aufgrund der kleinflächigen Erweiterung/Arrondierung der rechtskräftigen Festlegung S7 

ĂErweiterungsgebiet 3: Katzelsdorf S¿dostñ wird weder das Ortsbild noch das Landschafts-

bild wesentlich verändert. 

Gemäß SUP-Screening vom Mai 2026 wurde festgestellt, dass für den ggst. Änderungs-

punkt Ăerhebliche Auswirkungen auf die Umwelt nicht zu erwarten sindñ.  

Die ggst. betroffene Festlegung S7 ĂErweiterungsgebiet 3: Katzelsdorf S¿dostñ des ºrtli-

chen Entwicklungskonzept wurde im Rahmen der 11. Änderung des örtlichen Raumord-

nungsprogramms verordnet. Die 11. Änderung (unter anderem auch die Festlegung S7) 

wurde einer Strategische Umweltprüfung unterzogen. Im Sinne einer Vermeidung von Dop-

pelprüfungen wird auf den Umweltbericht zur 11. Änderung verwiesen. 

5.4.2 Änderungsanlass 

Der Änderungsanlass ergibt sich aus den rechtswirksamen überörtlichen Planungen (ĂRe-

gionales Raumordnungsprogramm Bezirk Tullnñ (LGBl. Nr. 20/2025, Rechtskraft seit 

30.01.2025)) und somit aus der wesentlichen Änderung der Grundlagen. 

Der Änderungsanlass ist somit wegen eines rechtswirksamen Raumordnungsprogram-

mes des Landes oder anderer rechtswirksamer überörtlicher Planungen und wesent-

licher Änderung der Grundlagen gegeben. 

5.4.3 Ziel 

Das Ziel ist die Anpassung im Sinne einer Arrondierung der rechtkräftigen Festlegung S7: 

ĂErweiterungsgebiet 3: Katzelsdorf S¿dostñ (Schottenberg) des ¥rtlichen Entwicklungskon-

zepts an veränderte Rahmenbedingungen. 



Seite 37 

5.4.4 Maßnahme 

Es erfolgt eine Anpassung im Sinne einer Arrondierung der Festlegung S7: ĂErweiterungs-

gebiet 3: Katzelsdorf S¿dostñ (Schottenberg) auf Basis der neuen RegROP Siedlungsgren-

zen auf den Grst Nr. 225/1, 225/4, 225/5, KG Katzelsdorf im Dorf. Die räumliche/planliche 

Festlegung wird entsprechend abgeändert. 

5.5 Punkt 5:  

Aktualisierung der Kenntlichmachung des Gefahrenzonenplans (Revision 2022), 

Gemeindegebiet 

Seit der Erlassung des Örtlichen Entwicklungskonzepts liegt ein revisierter Gefahrenzonen-

plan mit einer ministeriellen Genehmigung mit der Zahl: 2023-0.291.534 vom 12.04.2023 

vor. Dieser wurde im Rahmen der 13. Änderung im Flächenwidmungsplan kenntlich ge-

macht, jedoch erfolgte die Aktualisierung der Kenntlichmachung noch nicht im Örtlichen 

Entwicklungskonzept. Daher wird im Rahmen der ggst. 15. Änderung die Kenntlichma-

chung den Gefahrenzonenplans im Örtlichen Entwicklungskonzept aktualisiert. 

5.6 Punkt 6:  

Aktualisierung der FWP-Darstellung auf Basis der ggst. Flächenwidmungsplan-Än-

derung im Rahmen der Erstellung der Plandrucke, Gemeindegebiet   

Im Rahmen der 15. Änderung ist vorgesehen die im Örtlichen Entwicklungskonzept enthal-

tene Darstellung des Flächenwidmungsplans (Plangrundlage) zu aktualisieren. Konkret soll 

die Einarbeitung des Stands der 15. Änderung des Flächenwidmungsplans im Rahmen der 

Erstellung der Plandrucke des Örtlichen Entwicklungskonzepts erfolgen, um potentielle Än-

derungen bis zur Rechtskraft berücksichtigen zu können. In der Änderungsdarstellung des 

Örtlichen Entwicklungskonzepts ist die Aktualisierung der Flächenwidmungsplandarstel-

lung noch nicht ersichtlich. 
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6 Flächenwidmungsplan ï Änderungspunkte 

Im Weiteren werden inhaltliche Änderungen als Änderungspunkte bezeichnet. Sofern es 

sich um weitere nicht inhaltliche Änderungen wie Aktualisierungen von Planinhalten wie 

Kenntlichmachungen handelt werden diese als Punkte bezeichnet. 

6.1 Änderungspunkt 1 

Anpassung des Widmungszusatzes von Freihalteflªchen ĂGfrei-Lñ in ĂGfrei-IGñ und 

Widmung von einer im FWP noch nicht enthaltenen Freihaltefläche gemäß ÖEK, 

teilweise inkl. Anpassung an die DKM & Eintragung eines Teilabschnitts des Haupt-

grabens in Wilfersdorf, KG Katzelsdorf an der Zeil, KG Katzelsdorf im Dorf, KG Wil-

fersdorf, 4 Bereiche entlang des Hauptgraben 

Der  nderungspunkt 1 des FWP betrifft Anpassungen im Sinne des ¥EK Ziels ĂN3ñ und 

Anpassungen an die DKM. 

Die betreffenden Flächen (4 Bereiche) befinden sich alle innerhalb des Siedlungsverbands 

entlang des Hauptgrabens in den KGs Katzelsdorf an der Zeil, Katzelsdorf im Dorf und 

Wilfersdorf. Sie sind rechtskräftig als Grünland Freihaltefläche (Gfrei) mit dem Zusatz (-L) 

oder als Grünland Land- und Forstwirtschaft (Glf) gewidmet. 

6.1.1 Grundlagenforschung 

Gemäß ÖEK ist für alle. betroffenen Bereiche die Festlegung ĂN3 Freihaltung von Flªchen 

von Bebauung zum Schutz der innerörtlichen Grün- und Freirªumeñ definiert. 

 

Festlegung im ÖEK Maßnahme 

¶ N3 ï Freihaltung von Flächen von Be-

bauung zum Schutz der innerörtlichen 

Grün- und Freiräume 

Freihalten von ausgewählten, unbebauten, 

ortsinternen Grünflächen entlang dem Haupt-

graben vor einer Bebauung, zur Sicherung 

des Ortsbildes und der innerörtlichen Grün-

strukturen und Retentionsflächen 
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Abbildung 13: Ausschnitt aus dem rechtkräftigen ÖEK mit Kennzeichnung der 4 Bereich mit 

der Festlegung N3 

 

Quelle: Marktgemeinde Tulbing, Örtliches Entwicklungskonzept, 11. Änderung, Plandruck, Dezember 2022.  

Im Rahmen der 13. Änderung des Flächenwidmungsplans (siehe S. 24ff des entsprechen-

den Erläuterungsbericht) wurden für die Umsetzung alle aus unterschiedlichen Gründen 

freizuhaltenden Bereiche gemäß ÖEK im Flächenwidmungsplan in Grünland Freihalteflä-

che (Gfrei) (teils mit Zusatz) gewidmet. F¿r die Bereiche mit der Festlegung ĂN3 Freihaltung 

von Flächen von Bebauung zum Schutz der innerörtlichen Grün- und Freirªumeñ wurde ein 

in NÖ der örtlichen Raumplanung bereits etablierter Zusatz Gfrei-L verwendet. Aus nicht 

nachvollziehbaren Gründen wurde dabei der Bereich in der KG Wilfersdorf nicht behandelt. 

Gfrei-L bedeutet gemäß Legende des rechtskräftigen Flächenwidmungsplans: 

ĂGfrei-L  

Flächen, die aus Gründen des Natur- und Landschaftsschutzes freigehalten werden sollen.ñ 

4 Bereiche mit der Festlegung N3 
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6.1.2 Geplante Änderung 

Ziel der gegenständlichen Änderung ist es nun für den Bereich in Wilfersdorf die Widmung 

Gfrei nachzuziehen. Die betroffenen Flächen sollen daher gemäß der Festlegung N3 des 

ÖEKs als Grünland Freihaltefläche (Gfrei) festgelegt werden. 

Nachdem die derzeit festgelegte Zusatzbezeichnung Gfrei-L ï Freiflächen aus Gründen 

des Natur- und Landschaftsschutzes definiert, und im ÖEK eigentlich die Freihaltung von 

Flächen von Bebauung zum Schutz der innerörtlichen Grün- und Freiräume festgelegt 

wurde, ergibt sich weiters der Bedarf eine gesonderte Zusatzbezeichnung zur Berücksich-

tigung des Zieles des ÖEK zu verwenden.  

Dementsprechend soll gleichzeitig die Zusatzbezeichnung der Grünland Freihalteflächen 

(Gfrei) in allen betroffenen Bereichen am Hauptgraben an das Ziel des ÖEK (N3) angepasst 

werden. Die betroffenen Flächen sollen daher mit folgender, geänderter Zusatzbezeich-

nung versehen werden: 

ĂGfrei-IG 

Flächen, die aus Gründen des Schutzes innerörtlicher Grün- und Freiräume (entlang des 

Hauptgrabens) freigehalten werden sollen.ñ   

Abbildung 14: Flächenwidmungsplan (Entwurf) - Ausschnitt Änderungspunkt 1 - Bereich 1 

 
Quelle: Marktgemeinde Tulbing, Flächenwidmungsplan, 15. Änderung, Entwurf, Juli 2026.  
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Abbildung 15: Flächenwidmungsplan (Entwurf) - Ausschnitt Änderungspunkt 1 - Bereich 2 

 
Quelle: Marktgemeinde Tulbing, Flächenwidmungsplan, 15. Änderung, Entwurf, Juli 2026.  

Abbildung 16: geplante Gfrei-IG Flächen im Bereich 2, im Vordergrund ist der Hauptgraben 

sichtbar; Blickrichtung Osten 

 

Quelle: eigene Aufnahme, Stand: Juli 2026 
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Abbildung 17: Flächenwidmungsplan (Entwurf) - Ausschnitt Änderungspunkt 1 - Bereich 3 

 
Quelle: Marktgemeinde Tulbing, Flächenwidmungsplan, 15. Änderung, Entwurf, Juli 2026.  

Abbildung 18: geplante Gfrei-IG Flächen im Bereich 3 KG Katzelsdorf an der Zeil, rechts ist 

der Hauptgraben erkennbar; Blickrichtung Nordosten 

 

Quelle: eigene Aufnahme, Stand: Juli 2026 
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Darüber hinaus erfolgt im Bereich des ggst. Änderungspunktes eine Anpassung der Fest-

legung des Gewässers des Hauptgrabens an die aktuelle DKM (an Nutzungs- bzw. Grund-

stücksgrenzen), in der in Teilbereichen die in der Natur bestehenden Gewässerflächen in 

der digitalen Katastermappe neu berücksichtigt wurden. Die davon betroffenen Flächen 

(Grst. Nr. 125/2, 140/2, 141/1, 141/2, 414/1) sind rechtskräftig tlw. als Bauland Wohngebiet 

(BW), Bauland - Wohngebiet - 2 Wohneinheiten (BW-2WE), Grünland Land- und Forstwirt-

schaft (Glf) und Öffentliche Verkehrsfläche (Vö) gewidmet. Die in der Natur bestehenden 

Wasserflächen sind unbebaut. Die betroffenen Katasterflächen sollen ihrer tatsächlichen 

Nutzung entsprechend nun als Grünland Wasserfläche (Gwf) festgelegt werden.  

Die Flächen weisen aufgrund des bestehenden Gewässerverlaufes und der Lage in Ge-

fährdungsbereichen keine Baulandeignung gemäß § 15 (3,5) NÖ ROG 2014 auf.  

Abbildung 19: Flächenwidmungsplan (Entwurf) - Ausschnitt Änderungspunkt 1 - Bereich 4 

 
Quelle: Marktgemeinde Tulbing, Flächenwidmungsplan, 15. Änderung, Entwurf, Juli 2026.  

Abbildung 20: Flächen im Bereich 4 nordöstlich der geplanten Gwf und Gfrei-IG in Wilfersdorf, 

entlang der Gehölze verläuft der Hauptgraben; Blickrichtung Osten 

   

Quelle: eigene Aufnahme, Stand: Juli 2026 


















































































































